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Vorwort. 


Das  Streben  nach  Sicherung  des  Lebens  vor  Wechselfällen 
aller  Art  durch  die  Versicherung  ist  immer  mehr  hervorgetreten  und 
hat  im  ausgedehnten  Maße  bereits  eine  praktische  Betätigung  gefunden. 
Unter  den  Wechselfällen,  die  die  Existenz  des  einzelnen  und  seiner 
Hinterbliebenen  gefährden,  hat  die  Erwerbsunfähigkeit  und  der 
Tod  eine  besondere  Bedeutung  gewonnen  und  gegen  deren  Folgen 
sich  bezw.  die  Hinterbliebenen  durch  Bildung  einer  Versicherungs- 
gemeinschaft sicherzustellen,  bildet  das  Streben  eines  großen  Teils 
der  arbeitnehmenden  Bevölkerung,  der  sog.  Privatangestellten,  ein 
Streben,  das  diese  aber  nicht  durch  freie  Initiative,  sondern  mit 
Hilfe  der  Arbeitgeber  durch  gesetzlichen  Zwang  realisieren  wollen. 

Dieses  Streben  der  P.  A.  nach  einer  Pensions-  und  Hinter- 
bliebenenversicherung hat  seine  Ursache  in  der  wirtschaftlichen 
Entwicklung  unseres  Erwerbslebens.  Es  bildete  früher  das  »Privat- 
angestelltensein« nur  ein  Übergangsstadium  zur  Selbständigkeit. 
Die  große  Mehrheit  der  P.  A.  hatte  die  Möglichkeit  zur  wirtschaft- 
lichen Selbständigkeit  zu  gelangen.  Die  Mehrzahl  der  Betriebe  war 
klein  und  erforderte  kein  großes  Betriebskapital.  In  der  Begründung 
der  Selbständigkeit  lag  aber  zugleich  die  »normale«  Fürsorge  für 
Alter,  Invalidität  und  Tod;  denn  die  Selbständigkeit  sichert  und 
garantiert  im  allgemeinen  eine  dauernde  Versorgung  bei  Eintritt 
dieser  Fälle.  Für  die  P.  A.,  die  nur  kurze  Zeit  den  abhängigen 
Beruf  innehatten,  lag  somit  kein  besonderer  Grund  nach  Streben 
einer  Pensions-  und  Hinterbliebenenversicherung  vor. 

Die  heutige  Struktur  der  deutschen  Volkswirtschaft  ist  eine 
ganz  andere.  Der  alte  Mittelstand  wird  in  seiner  Existenz  gar 
hart  bedrängt.  Große  Unternehmungen,  Bankhäuser,  Kartelle  usw. 
sind  heute  entstanden,  die  Konzentration  des  Kapitals  greift  immer 
mehr  um  sich.  Die  Ergebnisse  der  gewerblichen  Betriebszähluiig- 
von  1907  zeigen  eine  starke  Abnahme  der  Personen  in  den 
kleinsten  Betrieben  und  einen  ziffermäßigen  und  verhältnismäßig 
immer  größeren  Zuwachs  der  Personenzahl  mit  wachsender  Be- 
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triebsgröße.  Die  Expansion  der  großgewerblichen  Betriebe  hat 
zur  Folge,  daß  die  Möglichkeit  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
zu  gelangen  immer  mehr  gesunken  ist.  Von  den  kaufmännischen 
Angestellten  sind  es  die  Handlungsgehilfen  und  von  den  technischen 
die  Bautechniker,  denen  diese  Möglichkeit  heute  noch  im  gewissen 
Umfang  gegeben  ist,  doch  im  Kampf  gegen  den  Großbetrieb  ist 
ihre  Existenz  gleichfalls  bedroht.  Der  Dienst  der  P.  A.  bildet  für  die 
überwiegende  Mehrzahl  einen  dauernden  Beruf.  Die  Sicherstellung 
für  das  Alter  durch  Begründung  einer  Selbständigkeit  ist  nicht 
gegeben.  Zugleich  hat  sich  mit  der  starken  Vermehrung  der 
P.  A.  das  patriarchalische  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und 
P.  A.  zum  Teil  gelöst.  Das  Bedürfnis  nach  Sicherung  eines  dauernden 
Einkommens  für  sich  und  die  Hinterbliebenen  im  Falle  der  Er- 
werbsunfähigkeit und  Tod  macht  sich  daher  geltend.  Man  sucht 
diese  Sicherung  durch  eine  umfassende  Pensions-  und  Hinter- 
bliebenenversicherung zu  erreichen,  ein  Streben,  das  durchaus  als 
wirtschaftlich  gesund  und  berechtigt  anzuerkennen  ist. 

Durch  die  Pensions-  und  Hinterbliebenenversicherung  wird 
dem  P.  A.  beim  Aufhören  des  Dienstverhältnisses  durch  Eintritt 
der  Invalidität  und  beim  Tode  seinen  Hinterbliebenen  das  Existenz- 
minimum gewährt  und  damit  dem  P.  A.  die  Sorge  genommen,  die 
ihn  sonst  bedrückt.  Ruhe  und  Sicherheit,  erhöhte  Arbeits-  und 
Schaffensfreude  treten  ein.  Die  Pensions-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung ist  aber  auch  für  die  Interessen  der  Arbeitgeber,  in 
deren  Dienst  sie  tätig  sind,  von  größter  Bedeutung.  Die  deutsche 
Industrie  hat  ein  Interesse,  daß  die -ihr  zuströmenden  Kräfte 
die  »Intelligenz  der  Nation«  ausmachen.  Denn  je  schärfer  der 
Wettbewerb  auf  dem  Weltmarkte  ist,  um  so  mehr  bedarf  die 
Industrie  neben  einem  gut  geschulten  Arbeiterstand  eines  Heeres 
berufsfreudiger  technischer  und  kaufmännischer  Angestellter, 
In  gleicher  Weise  gilt  auch  für  Handel  und  Verkehr,  Land-  und 
Forstwirtschaft  die  Notwendigkeit  der  Erhaltung  tüchtiger  leistungs- 
fähiger P.  A.  Die  durch  die  Pensions-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung erhöhte  Arbeitsfreude  der  P.  A.,  das  bewirkte  un- 
geteilte Interesse  an  der  Arbeit  beeinflußt  und  fördert  das  ge- 
samte Wirtschaftsleben.  Wird  nicht  aber  auch  der  Staat,  das 
allgemeine  Interesse  durch  die  Pensions-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung der  P.  A.  stark  berührt?  Der  Staat  hat  ein  hohes 
Interesse,  daß  die  P.  A.  nicht  auf  tiefere  Stufen  herabsinken  und 
die  öffentliche  Armenpflege  in  Anspruch  nehmen,  daß  die  P.  A. 
auch  leistungsfähig,  zufrieden  und  gesund  erhalten  bleiben,  denn 
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von  der  Leistungsfähigkeit  der  P.  A.  ist  zugleich  auch  die  Wehr- 
und Steuerkraft  des  Reiches  mit  bedingt.  Somit  dürfte  die  Pensions- 
und Hinterbliebenenversicherung  im  allgemeinen  Staatsinteresse 
liegen. 

Die  Notwendigkeit  und  Bedeutung  einer  Pensions-  und 
Hinterbliebenenversicherung  für  P.  A.  ist  von  den  P.  A.,  Arbeit- 
gebern und  Staat  anerkannt.  Sie  findet  ihren  Ausdruck  in  der 
bestehenden  Fürsorge,  welche  die  P.  A.  durch  Abschluß  von 
Lebens-  und  Pensionsversicherungen,  die  Arbeitgeber  durch  Er- 
richtung von  Pensionskassen  für  Angestellte  oder  Einkauf  der 
P.  A.  in  Lebens-  und  Pensionsversicherungsanstalten  sowie  durch 
Spareinrichtungen  für  die  Angestellten  und  der  Staat  durch  das 
Reichsinvalidenversicherungsgesetz,  dem  die  P.  A.  zum  Teil  unter- 
worfen sind,  getroffen  haben. 

Die  bestehende  Fürsorge  für  die  P.  A.  und  ihrer  Hinter- 
bliebenen ist  jedoch  unzureichend.  Infolge  der  wirtschaftlich  un- 
günstigen Lage  der  P.  A.  vermag  die  Mehrzahl  der  P.  A.  sich 
nicht  gegen  die  Folgen  der  Invalidität  und  ihre  Hinterbliebenen 
gegen  die  Folgen  des  Todes  hinreichend  zu  sichern.  Die  Für- 
sorgeeinrichtungen der  Arbeitgeber  beschränken  sich  nur  auf 
einen  Bruchteil  der  P.  A.  und  überdies  haften  ihnen  verschiedene 
Mängel  an,  insbesondere,  daß  sie  die  Freizügigkeit  der  P.  A.  be- 
schränken. Die  reichsgesetzliche  Invalidenversicherung  aber  zeigt 
sich  in  ihren  Fürsorgeleistungen  und  ihrer  Besckränkung  auf  nur 
niedrig  gelohnte  P.  A.  als  unzulänglich. 

Eine  starke  Bewegung  der  P.  A.  hat  daher  eingesetzt,  um 
eine  umfassendere,  den  sozialen  Bedürfnissen  der  P.  A.  entsprechende 
Pensions-  und  Hinterbliebenenversicherung  mit  Hilfe  der  Arbeit- 
geber zu  erreichen.  Sie  ist  soweit  gegangen,  jede  Selbsthilfe  zu 
verwerfen,  vielmehr  beim  Staate  Hilfe  zu  suchen  bezw.  Rechte 
von  diesem  zu  verlangen  und  in  Verkennung  der  ökonomischen 
Leistungsfähigkeit  der  Beteiligten  und  in  Verkennung  des  Wesens 
des  Staates,  der  aus  allgemeinem  Interesse  nur  ein  den  realen 
Bedürfnissen  der  P.  A.  angepaßtes  Existenzminimum  der  P.  A. 
gesetzlich  gewähren  kann,  als  Ziel  die  Versorgung  nach  den 
Grundsätzen  der  Staatsbeamten  aufzustellen. 

Die  Regierung  hat  durch  das  Vorgehen  der  Privatangestellten- 
verbände nicht  nur  das  Bedürfnis  der  P.  A.  nach  einer  über  die 
jetzige  staatliche  Fürsorge  hinausgehenden  Pensions-  und  Hinter- 
bliebenenversicherung, sondern  auch  die  Anwendung  des  staatlichen 
Zwanges  für  notwendig  erachtet.   Nach  einem  abfälUg  beurteilten 


VIII  — 


ersten  Entwurf  hat  sie  im  Jahre  1908  eine  unverbindliche  zweite 
Denkschrift  der  ÖffentHchkeit  unterbreitet,  in  der  für  die  Ver- 
sicherung der  P.  A.  und  ihrer  Hinterbhebenen  die  Errichtung  einer 
besonderen  Kasse  neben  der  bestehenden  reichsgesetzHchen  In- 
vaHdenversicherung  erwogen  wird. 

Alle  Parteien  von  der  äußersten  Linken  bis  zur  Rechten 
sind  aus  begreiflichen  Gründen  im  Laufe  dfer  letzten  Jahre  für  die 
Bestrebungen  der  P.  A.  eingetreten.  Sie  haben  an  verschiedenen 
Verhandlungstagen,  die  der  Pensions-  und  Hinterbliebenenver- 
sichepung  der  P.  A.  galten,  dokumentiert,  daß  sie  den  Staatseingriff 
berechtigt  und  notwendig  halten.  Sie  verlangen  nachdrücklichst 
die  baldige  Vorlage  eines  diesbezüglichen  Gesetzes:  »Wir  werden 
das  Gesetz  im  Prinzip  unterstützen  und  versuchen,  es  zum  Wohle 
der  P.  A.  so  auszugestalten,  daß  es  den  wirklichen  Bedürfnissen 
dieser  Beamten  entspricht«. 

Der  Gesetzentwurf  über  die  Pensions-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung der  P.  A.  scheint  im  Reichsamt  des  Innern  bereits 
fertiggestellt.  Die  Vorlage  wird  wahrscheinlich  den  Reichstag  in 
seiner  nächsten  Session  beschäftigen  und  sie  wird  sich  in  allen 
wesentlichen  Punkten  auf  der  zweiten  Denkschrift  der  Regierung 
aufbauen. 

Wenn  so  auch  die  parlamentarische  Behandlung  der  P.  A.- 
Versicherung nahe  zu  liegen  scheint,  so  ist  doch  an  eine  baldige 
gesetzgeberische  Erledigung  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  im 
Ernst  nicht  zu  denken,  sie  liegt  vielmehr  in  weiter  Ferne.  Ganz 
abgesehen  davon,  daß  das  Problem  der  P.  A.-Versicherung  erst 
nach  Erledigung  der  Reform  der  Arbeiterversicherungsgesetze 
erledigt  werden  kann,  sind  die  technischen  Schwierigkeiten  bei 
Erlaß  des  fraglichen  Gesetzes  weit  größer,  als  die  Öffentlichkeit 
annimmt.  Auch  mehren  sich  im  Kreise  der  Wissenschaft  und 
der  P.  A.  die  Stimmen,  die  die  Aufarbeitung  eines  Gesetzentwurfs 
auf  der  Grundlage  der  Denkschrift  für  verfehlt  erachten. 

Die  gesetzliche  Regelung  der  Pensions-  und  Hinterbliebenen- 
versicherung der  P.  A.  wird  von  dem  allgemeinen  Grundzug  unserer 
Wirtschaftspolitik  abhängen,  die  seit  dem  Beginn  der  Arbeiter- 
versicherungsgesetzgebung im  letzten  Grunde  eine  Sozialpolitik 
geworden  ist.  Aber  während  bisher  die  Fürsorge  des  Staates 
vorzugsweise  sich  immer  nur  auf  die  Industriearbeiter  erstreckte, 
geht  heute  das  Streben  dahin,  die  Arbeiterpolitik  zu  einer  Arbeit- 
nehmerpolitik zu  machen. 

Der  Verfasser. 
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pension, besserer  Invaliditätsbegriff,  Altersrente  vom  65.  Lebens- 
jahre an  und  Einführung  einer  Hinterbliebenenfürsorge. 

Soweit  die  Reichsversicherungsordnung  diesen  Vorbedingungen 
gerecht  zu  werden  sucht,  soll  ihr  Inhalt,  außer  der  später  zu  be- 
sprechenden freiwilligen  Zusatzversicherung,  als  Unterlage  verwertet 
werden. 

A. 

Die  Forderung  nach  Ausdehnung  der  Versicherungspflicht  auf 
alle  P.  A.  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  Sozialversicherung.  Der 
für  die  Auslegung  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes leitend  gewesene  Satz,  daß  diejenigen  Personen  von  der 
Zwangsversicherung  frei  bleiben,  welche  nicht  mit  ausführenden 
Arbeiten  vorwiegend  materieller  Art,  sondern  mit  einer  ihrer 
Natur  nach  höheren,  mehr  geistigen  Tätigkeit  beschäftigt  sind, 
sich  aber  durch  ihre  Lebensstellung  nicht  über  den  Personenkreis 
erheben,  welchem  nach  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauch  und 
vom  Standpunkt  wirtschaftlicher  Auffassung  die  Arbeiter  oder 
niederen  Betriebsbeamte  angehören,  ist  durch  das  Gesetz  melir- 
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fach  durchbrochen  und  eingeschränkt  worden.  Die  Reichs- 
versicherungsordnung kennt  hinsichtlich  der  Apothekergehilfen 
und  Orchestermusiker  nicht  den  Unterschied  zwischen  höherer 
und  niederer  geistiger  Tätigkeit,  eine  Auffassung,  die  schlechthin 
Anerkennung  verdient. 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  rechtfertigen  die  für  die 
Versicherungspflicht  der  P.  A.  bestehende  Gehaltsgrenze  von 
2000  M  nicht.  Im  Gegensatz  zu  der  Versicherungspflicht  der 
Arbeiter,  deren  Einkommenshöhe  an  und  für  sich  schon  begrenzt  ist, 
wird  für  die  P.  A.  eine  Grenze  für  die  Versicherungspflicht  fest- 
zusetzen sein.  Es  muß  den  höher  gelohnten  P.  A.  frei  gestellt 
sein,  aus  eigener  Kraft  Fürsorge  zu  treffen.  Wir  schlagen  vor, 
die  Gehaltsgrenze  auf  4000  M  zu  erhöhen. 

Um  die  Vorbedingungen  der  erhöhten  Fürsorge  zu  erfüllen, 
prüfen  wir  den  von  Sozialpolitikern,  Fachverbänden,  Reichstags- 
abgeordneten usw.  gemachten  und  vielfach  kritisierten  Vorschlag, 
nämlich  die  Erweiterung  der  I.  V.  durch  Anfügung  neuer  Lohn- 
klassen. Es  kann  sich  hierbei  nicht  um  eine  Änderung  der  be- 
stehenden Lohnklassen,  sondern  nur  um  eine  Anfügung  weiterer 
an  die  bestehenden  handeln.  Wir  schlagen  folgende  Ab- 
stufung vor: 

I  II  III  IV  V 

-350M  350— 550  M  550— 850  M  850— 1 150  M   1 150— 1500  M 
VI  VII  VIII 

1500 — 2000  M    2000—2500  M    2500 —  . 

B. 

Die  höhere  Invalidenfürsorge  wird  dadurch  erreicht,  daß 
Grundbetrag  und  Steigerungssatz  in  den  neuen  Lohnklassen  nach 
verhältnismäßigen  Abstufungen  wie  folgt  festgesetzt  werden: 
Grundbetrag  der  Invalidenrenten  in  M 
I        II       III      IV       V        VI       VII  VIII 
60      70      80      90      100      120      150  200 
Steigerungssatz  in  M 
I  II         III        IV         V         VI       VII  VIII 

0,03      0,06      0,08      0,10      0,12      0,15      0,20  0,30 
Zu  jeder  Rente  trägt  das  Reich  50  M  Reichszuschuß  bei.  Die 
dadurch   erreichten  InvaUdenrenten  belaufen  sich  bei  Annahme 
von  jährHch  50  Wochenbeiträgen  nach  40  Jahren  auf  M: 

I         II        III        IV        V        VI       VII  VIII 
180      240      290      340      390      470      600  850 


Wie  man  sieht,  zeigt  die  in  Lohnklasse  VIII  nach  40  Jahren  zu 
erreichende  InvaHdenrente  gegenüber  der  in  Lohnklasse  V  ein 
plus  von  118%. 

Die  gebotene  Fürsorge  wird  nur  dann  praktische  Bedeutung 
für  die  P.  A.  haben,  wenn  die  Forderung  der  tunlichsten  An- 
näherung des  Begriffes  der  Invalidität  im  §  5  Abs.  4  des  1.  V.  G. 
an  Beruf  sin  vaHdität  erfüllt  wird. 

Das  I.  V.  G.  macht  den  Anspruch  auf  Invalidenrente  vom 
Vorhandensein  der  Erwerbsunfähigkeit  abhängig,  die  dann  an- 
zunehmen ist,  wenn  der  Versicherte  nicht  mehr  imstande  ist,  durch 
eine  seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Tätigkeit,  die 
ihm  unter  billiger  Berücksichtigung  seiner  Ausbildung  und  seines 
bisherigen  Berufes  zugemutet  werden  kann,  ein  Drittel  desjenigen 
zu  erwerben,  was  körperlich  und  geistig  gesunde  Personen  der- 
selben Art  mit  ähnlicher  Ausbildung  in  derselben  Gegend  durch 
Arbeit  zu  verdienen  pflegen.  Die  hier  gegebene  Definition  stellt 
für  die  Gesamtheit  der  Versicherten  den  allgemeinen  Invaliditäts- 
begriff fest.  Darauf  weist  auch  mit  Deutlichkeit  die  Begründung 
zum  A.  u.  I.  V.  G.  hin.  Man  ging  und  geht  mit  Recht  von  der 
Anschauung  aus,  daß  eine  Berufsinvalidität  für  die  Gesamtheit  der 
Versicherten  nicht  durchzuführen  sei.  Die  große  Masse  der  Arbeiter 
sind  keine  qualifizierten  Arbeiter.  Die  körperliche  Arbeitskraft  kann 
auf  vielen  Gebieten  Verwendung  finden.  Auch  spielt  die  Berück- 
sichtigung der  sozialen  Stellung  hier  keine  entscheidende  Rolle. 
Eine  Berufsinvalidität  kommt  nur  für  die  qualifizierten  Arbeits- 
kräfte, insbesondere  für  die  P.  A.  in  Betracht.  Der  im  I.  V.  G. 
aufgestellte  Invaliditätsbegriff  vermag  aber  diesen  gerecht  zu 
werden.  Denn  nach  demselben  kann  der  P.  A.  nicht  auf  beliebige 
Arbeit  verwiesen  werden.  Nur  solche  Arbeiten  können  ihm  zu- 
gemutet werden,  die  seiner  bisherigen  Ausbildung,  seinen  Fähig- 
keiten und  Kräften  entsprechen.  Ein  geistiger  Arbeiter  wird  nicht 
zu  körperlichen,  sondern  nur  zu  geistigen  Arbeiten  gezwungen. 
Es  wird  auf  seinen  bisherigen  Beruf  Rücksicht  genommen  und  ihm 
eine  Beschäftigung,  die  seinem  Beruf  fern  liegt,  nicht  zugewiesen. 
Die  Arbeitsgelegenheit  muß  auch  nach  dem  Invaliditätsbegriff 
in  erreichbarer  Nähe  seines  Wohnorts  sein.  Der  P.  A.  wird  nicht 
auf  eine  Erwerbsgelegenhcit  verwiesen,  die  sich  möglicherweise 
an  einer  von  dem  bisherigen  Beschäftigungsort  weit  entfernten 
Stelle  bieten  könnte.  Das  eine  Drittel  seines  die  Arbeitsunfäliig- 
keit  begründenden  Arbeitsverdienstes  wird  an  dem,  was  körper- 
lich und  geistig  gesunde  Personen  derselben  Art  mit  ähnlicher 
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Ausbildung  in  derselben  Gegend  zu  verdienen  pflegen,  bemessen. 
Die  Tätigkeit  eines  Arbeiters  und  eines  P.  A.  kann  zur  Ermittelung 
der  Verdienstgrenze  nicht  verglichen  werden,  sondern  nur  diejenige 
gleichgestellter  Personen.  Die  Verdienstgrenze  wird  nur  unter 
Berücksichtigung  desjenigen  Berufes  festgesetzt,  der  bei  der 
Rentenbewilligung  für  die  Bemessung  des  Mindestverdienstes 
maßgebend  war.  So  enthält  §  5  I.  V.  G.  bereits  einen  differen- 
zierten Invaliditätsbegriff,  eine  gewisse  Berufsinvalidität  zugunsten 
der  geistigen  Arbeiter.  Zahlreiche  Gutachten  von  Siefarth, 
Unger,  Freund,  Düttmann,  Stier-Somlo  usw.  kennen  dies 
auch  an. 

Es  wird  allgemein  als  wünschenswert  erachtet,    daß  der 
^  Invaliditätsbegriff  eine  bessere  Fassung  nach  zwei  Seiten  hin  erhält. 

a)  Der  Invaliditätsbegriff  hat  in  seiner  Definition  die  soziale 
Stellung  neben  der  Ausbildung  und  dem  bisherigen  Beruf  zu  be- 
rücksichtigen. Man  will  damit  ausschließen,  daß  »Hochgestiegenen 
ein  Herabsinken  zugemutet  werden  kann  oder  daß  der  Durchschnitt 
der  leitenden  Beamten  nach  dem  Durchschnitt  der  unteren  Beamten 
bemessen  wird.«  In  Anerkennung  dieser  Begründung  dürfte  sich 
die  Durchführung  dieses  Vorschlags,  der  Bedenken,  insbesondere 
finanzielle,  nicht  enthält,  wohl  empfehlen. 

b)  Es  ist  zur  Bestimmung  des  Mindestverdienstes  neben  dem 
einen  Drittel  die  Rentensumme  zu  setzen.  Der  Erwerbsunfähige 
erhält  die  Rente,  wenn  sein  Arbeitseinkommen  auf  das  Renten- 
maß herabgesunken  ist,  vorausgesetzt,  daß  dieses  höher  ist,  als  die 
ein  Drittel  Verdienstgrenze.  Man  hält  das  bisherige  Maß  der  Verdienst- 
grenze für  zu  niedrig  und  befürwortet  die  betreffende  Bestimmung, 
um  den  P.  A.  mit  längerer  Dienstzeit  eine  leichtere  Pensions- 
möglichkeit zu  gewähren.  Eine  derartige  Bestimmung  hat  jedoch 
nur  für  niedere  Einkommen  Bedeutung,  bei  den  höher  Gelohnten  ist 
das  Rentenausmaß  stets  niedriger  als  die  ein  Drittel  Verdienst- 
grenze. Diese  ist  für  letztere  angemessen  festgesetzt,  und  sie  zu- 
gunsten der  P.  A.  zu  ändern,  liegt  kein  Bedürfnis  vor. 

Die  rechtliche  Auslegung  des  Invaliditätsbegriffes  hat  die  in 
der  Begriffsdefinition  enthaltene  differenzierte  Berufsinvalidität  nicht 
anerkannt.  Im  Jahre  1901  trat  infolge  des  durch  die  Novellierung 
des  I.  V.  G.  neugefaßten  Invaliditätsbegriffes  eine  fortgesetzte 
Steigerung  der  Invaliditätsrenten  ein^).    Eine  von  der  Landes- 

1)  Die  Zahl  der  Invaliditätsrentner  betrug  1901 :  130492 

1902:  142789 
1903:  152862. 


Versicherungsanstalt  Oldenburg  verfaßte  Denkschrift  wies  bereits 
auf  einen  nahen  Bankerott  der  Reichsinvalidenversicherung  hin 
Die  Regierung  sah  sich  veranlaßt,  über  die  Ursachen  der 
Rentensteigerungen  Erhebungen  anzustellen.  Diese  ergaben, 
daß  für  das  unerwartete  Ansteigen  der  Zahl  der  neu  bewilHgten 
Renten  nur  vereinzelt  örtliche  Gründe  festzustellen  waren,  daß 
vielmehr  Rentenbewilligungen  in  erheblicher  Zahl  wegen  nicht 
genügender  Aufklärung  der  tatsächlichen  Verhältnisse  oder  wegen 
Verwischung  der  Grenzen  zwischen  Berufsinvalidität  und  reichs- 
gesetzlicher Erwerbsunfähigkeit,  insbesondere  aber  auch  in  zahl- 
reichen Fällen  wegen  zu  milder  oder  unzutreffender  ärztlicher 
Beurteilung  bemängelt  werden  mußten.  Die  mit  der  Erhebung 
betrauten  Beamten  führten  die  Untersuchungen  mit  Schärfe  durch. 
Das  Reichsversicherungsamt  erkannte  infolge  dessen  stets  in  seiner 
Spruchpraxis  im  Gegensatz  zur  Berufsinvalidität  nur  die  allgemeine 
Erwerbsunfähigkeit  für  den  Bezug  der  Invalidenrente  an.  Wir  er- 
kennen dies  aus  seinen  Entscheidungen,  wie  auch  an  dem  Rück- 
gang der  Invalidenrenten:  1904:  140092,  1907:  1 12  220  Invaliden- 
renten (bei  der  Landesversicherungsanstalt  Thüringen  1902:  1967, 
1907:  847  Invalidenrenten),  Der  im  §  5  definierte  Begriff  der  Invali- 
dität kann  somit  nur  dann  als  genügend  erachtet  werden,  wenn  ihm 
eine  andere  Auslegung  gegeben  wird,  die  seiner  Definition  entspricht. 

Die  Anfügung  neuer  .Lohnklassen  läßt  eine  Erhöhung  der 
Altersfürsorge  durch  Bemessung  erhöhter  Grundbeträge  in  den 
neu  angefügten  Lohnklassen  zu. 

Unser  Vorschlag  erhellt  aus  Folgendem: 
Lohnklasse:       I     II     III     IV     V      VI    VII  VIII 
Grundbetrag:    60    90    120    150    180    240    300    400  M. 
Zu  jeder  Altersrente  tritt  der  Reichszuschuß  von  50  M.  Der 
Bezug  der  Altersrente  wird  vom  70.  Lebensjahr  auf  das  65. 
herabgesetzt.    Wenn  man  auch  in  letzter  Zeit  geltend  macht,  daß 
eine  solche  Herabsetzung  nur  für  die  Landwirtschaft  von  Vorteil 
ist  und  auf  Kosten  der  Industrie  geht,  so  ist  die  Beseitigung  der 
bestehenden  unpopulären  Bestimmung  doch  eine  Notwendigkeit, 
nicht  nur  für  die  P.  A.,  sondern  auch  für  die  Gesamtheit  der  Arbeiter. 

Die  substituärc  Natur  der  Altersrente  bedingt  ein  Zurücktreten 
der  Altersrente  gegenüber  der  Invalidenrente.    Die  Altersrente 
erhöht  sich  gegenüber  der  in  Lohnklasse  V  zu  erlangenden  Rente 
in  Lohnklasse  VI    um  26^/0 

VII  „  520/, 

VIII  „    7  8  0/0. 


Die  bisher  fehlende  Hinterbliebenenfürsorge  begründet 
die  Reichsversicherungsordnung.  Durch  die  Annahme  der  Novelle 
zur  lex  Trimborn  im  Reichstage  am  7.  Dezember  1909  ist  ihre  Ein- 
führung bis  zum  I.April  191 1  vorgesehen.  Naxh  den  Vorschlägen 
der  Regierung  wird  die  Hinterbliebenenversicherung  nicht  auf  die 
bisher  sehr  schwankenden  Einkünfte  der  Zölle  basiert,  sondern 
auf  feste  Zuschüsse  des  Reiches,  sowie  Beiträge  der  Arbeitgeber 
und  -Nehmer.  Man  schafft  für  die  Hinterbliebenen  Versicherung 
keinen  neuen  Versicherungsträger;  sie  wird  vielmehr  in  das  System 
der  Invalidenversicherung  eingegliedert. 

Die  Hinterbliebenenfürsorge  ist  keine  allgemeine,  sondern 
eine  partielle,  insofern  nicht  alle  Witwen,  sondern  nur  erwerbs- 
unfähige Witwen  Renten  erhalten.  Dieser  Vorschlag  wird  von  ' 
Unger,  Prinzing,  Kleeis  usw.  heftig  angegriffen:  Eine  Renten- 
gewährung an  hilfsbedürftige  Witwen  schafft  nicht  Zufriedenheit, 
sondern  vermehrt  die  Unzufriedenheit  mit  der  reichsgesetzlichen 
Versicherung  und  wirkt  daher  unsozial.  Es  ist  weder  vom  volks- 
wirtschaftlichen noch  vom  sozialen  Gesichtspunkt  richtig,  eine 
Witwe  zu  zwingen  einem  Erwerb  nachzugehen.  Wie  soll  man 
auch  für  diejenigen  sorgen,  die  zwar  erwerbsfähig  sind,  aber  wegen 
ihrer  Mutterpflichten  den  Erwerb  nicht  ausüben  können !  Wie  soll 
man  überhaupt  die  Bestimmung  der  Erwerbsunfähigkeit  handhaben. 
Es  tritt  dann  bloß  eine  Vermehrung  der  Spruchpraxis  ein.  Da 
die  Versicherten  jetzt  höhere  Beiträge  zahlen  müssen,  die  Witwe 
dagegen  in  der  Regel  keine  Witwen fürsorge  erhält,  wird  eine  Ver- 
schlechterung des  bisherigen  ZustandBS  geschaffen.  Die  ganze 
Einrichtung  der  partiellen  Witwen-  und  Waisenversorgung  trägt 
den  Charakter  der  Unterstützung.  Glaubt  man  eine  Versicherung 
für  Witwen  und  Waisen  nicht  durchführen  zu  können,  so 
gebe  man  das  Projekt  lieber  auf.  Die  hier  geltend  gemachten 
Gründe  sind,  soweit  überhaupt  diskutabel,  von  Stier-Somlo,  Löper, 
Dütmann,  Dilloo,  der  Regierung  usw.  widerlegt  worden.  Die 
Regierung  wendet  insbesondere  ein :  Die  neue  Versicherung  muß  sich 
wegen  dex-  Höhe  der  erforderlichen  Mittel  auf  die  Befriedigung  der 
dringendsten  Fürsorgefälle  beschränken.  Den  Schwerpunkt  der  Be- 
lastung bilden  die  Ansprüche  der  Witwen.  Bei  ihnen  wird  daher 
die  gebotene  Beschränkung  einzusetzen  haben.  Es  ist  viel  richtiger, 
einer  geringen  Anzahl  bedürftiger  Witwen  höhere  Renten  zu 
gewähren,  als  allen  Witwen  allzu  niedrige.  Diese  Beschränkung 
wird,  ohne  den  Wert  der  Hinterbliebenenfürsorge  im  wesentlichen 
zu  beeinträchtigen,  eintreten  können.    Tatsächlich  läßt  sich  nur 
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für  die  erwerbsunfähigen  Witwen  ein  unbedingtes  Fürsorgebedürfnis 
anerkennen.  Die  kinderlose,  erwerbsfähige  Witwe  vermag  mindesten  s 
im  gleichen  Umfange  tätig  zu  sein,  wie  die  ledige,  weibliche  Person. 
Für  manche  Beschäftigungsverhältnisse,  insbesondere  im  Haushalt 
(Aufwartefrauen,  Kinderfrauen  usw.)  wird  die  kinderlose  Witwe 
der  ledigen  weiblichen  Person  sogar  vorgezogen.  Auch  die  erwerbs- 
fähige Witwe  mit  Kindern  ist  einer  laufenden  Fürsorge  dann  nicht 
mehr  so  dringend  bedürftig,  wenn  die  Kinder  erwerbsfähig  ge- 
worden sind.  Selbst  während  des  fürsorgebedürftigen  Alters  der 
Kinder  kann  eine  laufende  Zuwendung  an  die  erwerbsfähige  Witwe 
entbehrt  werden,  wenn  durch  die  fortdauernde  Unterstützung  der 
Waisen  die  Kosten  ihres  Unterhaltes  verringert  werden,  und  die  Witwe 
im  allgemeinen  nur  das  zu  ihrem  eigenen  Unterhalt  Erforderliche 
durch  Lohnarbeit  beschaffen  muß.  Diese  Ausführungen  der  Regierung 
treffen  für  die  Witwen  der  Arbeiter,  aber  nicht  für  diejenigen  der 
P.  A.  zu,  für  welche  die  Notwendigkeit  einer  allgemeinen  Hinter- 
bliebenenversicherung anzuerkennen  ist.  Die  Zahl  der  P.  A.-Witwen 
tritt  jedoch  hinter  derjenigen  der  Arbeiterwitwen  sehr  zurück.  Für 
die  Gesamtheit  der  dem  I.  V.  G.  Unterliegenden  besteht  kein 
dringendes  Bedürfnis,  allen  erwerbsfähigen  Witwen  eine  Rente 
zu  gewähren.  Die  zwangsweise  Regelung  soll  eben  nur  soweit 
eingreifen,  wie  es  die  wirkliche  Not  erfordert.  Daher  kann  die 
partielle  Hinterbliebenenversicherung  zugunsten  der  P.  A.  zu  einer 
allgemeinen  nicht  ausgebaut  werden.  »Jede  Abweichung  bedeutet 
die  Verletzung  der  elementarsten  Grundsätze  des  sozialen  Für- 
sorgeprinzips.« 

Die  partielle  Hinterbliebenenversicherung  hat  die  Erwerbs- 
unfähigkeit der  Witwen  zur  Voraussetzung.  Der  aufgestellte  Begriff 
der  Erwerbsunfähigkeit  unterscheidet  sich  von  demjenigen,  der 
als  Voraussetzung  zum  Bezug  der  Invalidenpension  gilt  dadurch, 
daß  hier  die  Erwerbsunfähigkeit  nicht  nach  Ausbildung  und  Beruf, 
sondern  nach  Ausbildung  und  Lebensstellung  bemessen  wird.  Es 
wird  dies  insbesondere  für  die  Witwen  der  P.  A.  von  Bedeutung 
sein.  Die  ein  Drittel- Verdienstgrenze  als  das  Maß  der  Erwerbs- 
unfähigkeit bildet  für  die  Mehrheit  der  Arbeiter-  und  P.  A.-Witwen 
mit  ihren  geringen  Lohn-  und  Gehaltbezügcn  eine  Härte,  deren 
Beseitigung  durch  Heraufsetzung  der  Verdienstgrenze  auf  ^/.,  ein 
unbedingtes  Erfordernis  bildet.  Die  nicht  abzuleugnenden  Schwierig- 
keiten, welche  in  der  Handhabung  der  Begriffsdefinition,  insbesondere 
für  die  höher  gelohnten  Versicherten  liegen,  sowie  die  Häite, 
welche  die  partielle  Hinterbliebenenversicherung  für  die  P.  A.- 


Witwen  bildet,  läßt  die  Ziehung  einer  Altersgrenze  für  den  Bezug 
der  Witwenpension  als  notwendig  und  gerecht  erscheinen.  Wir 
schlagen  das  65.  Lebensjahr  vor,  in  welchem  wohl  allgemein  eine 
Verminderung  der  Erwerbsfähigkeit  der  Witwe  anzunehmen  ist. 

Die  Höhe  und  der  Umfang  der  Hinterbliebenenver- 
sicherung ist  nach  den  Vorschlägen  der  Regierung  sehr  gering.  Der 
Entwurf  der  Reichsversicherungsordnung  enthält  hierfür  die  Begrün- 
dung: Die  Hinterbliebenenfürsorge  wird  nicht  so  weit  gehen  können 
wie  die  Versorgung,  welche  die  Unfallversicherung  den  Hinter- 
bliebenen der  durch  Unfall  getöteten  Arbeiter  gewährt.  Bei  der  Unfall- 
versicherung rechtfertigt  sich  eine  höhere  Fürsorge,  weil  der  Tod 
nicht  im  gewöhnlichen  Verlaufe  der  Dinge,  sondern  als  Folge 
eines  besonderen  Vorkommnisses  im  Arbeitsbetrieb  eingetreten  ist, 
wofür  den  Hinterbliebenen  eine  Art  Entschädigung  zuzubilligen 
ist.  Hier  aber  soll  der  Frau  und  den  Kindern,  die  den  Ernährer 
durch  allgemein  menschliche  Schicksale  verloren  haben,  nur  eine 
Beihilfe  im  Witwen-  und  Waisenstande  gesichert  werden.  Und 
weiter  sagt  die  Begründung:  Die  Höhe  der  Hinterbliebenenfürsorge 
ist  nach  den  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  und  der  finanziellen 
Leistungsfähigkeit  der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten  zu  be- 
messen (zumal  im  Hinblick  auf  das  stetige  Anwachsen  anderer 
öffentlicher  Lasten).  Vergegenwärtigt  man  sich,  daß  die  Einführung 
der  Hinterbliebenenversicherung  an  sich  einen  außerordentlichen 
Fortschritt  in  der  sozialen  Fürsorge  bedeutet,  daß  es  sich  ferner 
um  einen  ersten  Schritt  auf  einem  Gebiete  handelt,  auf  dem  es  in 
der  Gesetzgebung  anderer  Länder  keinen  Vorgang  gibt,  so  kann 
man  verstehen,  wenn  die  Bezüge  aus  der  Versicherung  für  den 
Anfang  so  niedrig  gehalten  werden,  daß  darin  lediglch  eine  be- 
scheidene für  den  Aufenthalt  an  einem  billigen  Orte  eben  aus- 
reichende Unterstützung  zu  erblicken  ist.  Die  Regierung  will,  um 
bei  Beschränkung  der  Witwenrente  auf  erwerbsunfähige  Witwen 
die  Gesamtleistungen  für  die  einzelne  Familie  nicht  zu  gering 
werden  zu  lassen,  die  auf  die  Waisen  entfallenden  Bezüge  verhältnis- 
mäßig höher  bemessen. 

Man  erkennt  aus  den  Vorschlägen  der  Regierung,  die  wir 
bereits  gegeben  haben: 

a)  Die  Witwenpension  beträgt  in  allen  Lohnklassen  und  nach 
beliebiger  Versicherungsdauer  im  Durchschnitt  50%  der  Invaliden- 
pension des  Mannes.  Die  höchste  Pension  im  Prozentsatz  der- 
selben ist  diejenige  in  Lohnklasse  I  nach  lojähriger  Versicherungs- 
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dauer  (s^^/o),  und  die  niedrigste  die  in  Lohnklasse  IV  nach  40  Bei- 
tragsjahren (40  7o)' 

b)  Der  Schwerpunkt  der  Hinterbhebenenfürsorge  Hegt  in  den 
Waisenrenten,  die  insbesondere  bei  zahlreicher  Kinderzahl  von  er- 
heblichem Werte  sind.  Sie  erreichen  bereits  infolge  Gewährung 
des  Reichszuschusses  an  jede  Waise  bei  drei  Kindern  im  Durch- 
schnitt die  Höhe  der  Pension  der  Witwe.  Die  Höchstbeträge 
der  Waisenpension  finden  ihre  Grenze  in  dem  verwirklichten 
Grundsatz,  daß  der  Gesamtbetrag  der  an  die  Waisen  einer  Familie 
zu  zahlenden  Renten  nie  höher  sein  darf,  als  die  Invalidenrente 
des  verstorbenen  Ernährers. 

Die  Waisenrenten  würden  nach  .  .  .  Jahren  bei  Vorhanden- 
sein von  .  .  .  Kindern  die  Invalidenpension  des  verstorbenen  Er- 
nährers übersteigen: 


in  Lohnklasse 

nach  Jahren 

I 

II 

III 

IV 

V 

10 

5 

6 

6 

7 

7 

20 

5 

6 

7 

8 

9 

30 

6 

7 

8 

9 

10 

40 

6 

8 

8 

II 

12 

Die  Kürzung  findet  in  den  unteren  Lohnklassen  und  nach 
kurzer  Versicherungsdauer  früher  statt,  als  in  den  oberen  Lohn- 
klassen und  bei  spätem  Tod  des  Ernährers.  Für  die  Arbeiter  mit 
niederen  Einkommen  und  vielen  Kindern  ist  diese  Regelung  nicht 
günstig,  allein  für  die  P.  A.,  deren  Kinderzahl  gering  ist,  liegt 
kein  Grund  vor,  eine  Änderung  der  Bestimmungen  vorzuschlagen. 

c)  Witwen-  und  Waisenrenten  sind  nicht  isoliert,  sondern 
zusammen  zu  betrachten.  Die  Hinterbliebenenfürsorge  geht  in  den 
Lohnklassen  I — V  bereits  bei  4 — 7  Kindern  über  das  i-  und  1^/2  fache 
der  Invalidenpension  hinaus.  Es  zeigt  sich  wie  bei  der  Invaliden- 
versicherung, daß  in  den  niederen  Einkommenstufen  die  Hinterbhebe- 
nenfürsorge viel  günstiger  als  in  den  oberen  ist.  Auch  mit  der  Versiche- 
rungsdauer wird  das  Verhältnis  ungünstiger.  Der  bisher  in  der  Literatur 
vertretene  Grundsatz ,  daß  Witwen-  und  Waisenrenten  zusammen 
nicht  höher  sein  dürfen  als  die  Invalidenpension  des  Mannes,  ist 
von  der  Regierung  nicht  übernommen  worden:  Witwen-  und 
Waisenrenten  zusammen  auf  den  Betrag  der  Invalidenrente  des 
Ernährers  zu  kürzen,  kann  nicht  empfohlen  werden.  Dagegen 
spricht,  daß  die  Witwenrente  nur  der  erwerbsunfähigen  Witwe 
gewährt  wird,  also  einen  selbständigen  Rechtsgrund  in  den  per- 
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sönlichen  Verhältnissen  der  Witwe  findet.  Sobald  die  Witwe  er- 
werbsunfähig wird,  verschlechtert  sich  die  Lage  der  Familie. 
Immerhin  muß  auch  hier  vorgebeugt  werden,  daß  nicht  Witwe  und 
Waisen  zusammen  eine  Verbesserung  ihrer  Lage  durch  den  Tod 
ihres  Ernährers  erfahren.  Dem  wird  hinreichend  Rechnung  ge- 
tragen durch  eine  Vorschrift,  wonach  die  Hinterbliebenenrenten 
zusammen  nicht  mehr  betragen  dürfen,  als  das  lYgfa-che  der  In- 
validenrente des  verstorbenen  Ernährers. 

Die  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Hinterbliebenen- 
fürsorge weist  in  ihrer  absoluten  Höhe  sehr  geringe  Beträge  auf. 
Die  allgemeine  Kritik  stimmt  darin  überein,  daß  diese  keine  ge- 
nügende Fürsorge  bieten.  Es  ist  nachgewiesen,  daß  sie  hinter 
den  Unterstützungen  der  öffentlichen  Armenpflege  zurück- 
bleiben, daß  also  der  in  der  Sozialversicherung  anzuerkennende 
Grundsatz  —  die  Versicherungsleistungen  müssen  die  Armenunter- 
stützungen übersteigen  —  nicht  zur  Geltung  gelangt.  Weiter  betont 
die  Kritik  überwiegend  die  Wichtigkeit  der  Waisenrenten.  Im 
Anschluß  daran  möchten  wir  für  die  Bemessung  der  Waisen- 
rente folgendes  vorschlagen: 

1 .  Man  setze  die  Waisenpension  auf  ^j^Q  nicht  des  Grundbetrages 
und  Steigerungsatzes,  sondern  der  Invalidenpension  selbst  fest, 
welche  dem  Verstorbenen  zur  Zeit  seines  Todes  zustand  oder  im 
Falle  der  Invalidität  zugestanden  hätte.  Dann  erhöht  sich  die 
Waisenrente  dadurch  bei  einem  Kind  um  7,30  M,  bei  jedem 
weiteren  Kind  um  1,25  M. 

2.  Die  Sozialversicherung  hat  den  Grundsatz  anzuerkennen,  daß 
Doppelwaisen,  deren  soziale  Lage  infolge  Verlustes  beider  Er- 
nährer eines  größeren  Schutzes  bedarf,  eine  höhere  Fürsorge  zu 
Teil  werden  muß.  Wir  schlagen  daher  vor,  den  vater-  und 
mutterlosen  Waisen  eine  Waisenpension  von  Invaliden- 
pension des  verstorbenen  Ernährers  zu  gewähren. 

3.  Die  Unmöglichkeit  einer  angemessenen  Erziehung  unver- 
sorgter Kinder  eines  Invaliden  hat  in  letzter  Zeit  immer  mehr  zu 
der  Forderung  einer  Kinderrente  geführt,  deren  Berechtigung 
und  soziale  Bedeutung  außer  Zweifel  steht.  Die  Forderung,  dem 
Invaliden  je  nach  der  Zahl  der  unversorgten  Kinder  eine  Zuschuß- 
rente zu  geben,  geht  meiner  Meinung  nach  zu  weit.  Es  wird 
eine  Notwendigkeit  für  die  Kinderrente  nur  dann  anerkannt 
werden  können,  wenn  das  sonstige  Einkommen  der  Familie  zur 
Versorgung  der  Kinder  nicht  ausreicht,  wenn  insbesondere  die 
Frau,  deren  Beschäftigung  und  Erwerb  zum  Familienunterhalt  in 
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der  Regel  beiträgt,  verstorben  ist.  In  diesem  Fall  schlagen  wir 
vor,  daß  jedem  Kinde  unter  15  Jahren  die  Waisenpension  in  der 
Höhe  zu  gewähren  ist,  auf  welche  das  Kind  Anspruch  gehabt 
hätte,  wäre  der  Invalide  gestorben. 

Wir  betrachteten  im  vorhergehenden  die  Hinterbliebenen- 
fürsorge  in  den  bestehenden  Lohnklassen.  Die  Anfügung  neuer 
Lohnklassen  ermöglicht  für  die  höheren  Einkommen,  insbesondere 
für  die  P.  A.,  höhere  Hinterbliebenenbezüge,  deren  Notwendigkeit 
bereits  dargelegt  worden  ist.  Wir  behalten  auch  für  die  neuen 
Lohnklassen  die  vorgesehene  Bemessung  der  Hinterbliebenen- 
rente bei.  Während  die  Witwenpension  in  der  Lohnklasse  V  nach 
40  Jahren  152,40  M  beträgt,  erreicht  jetzt  dieselbe  in  Lohn- 
klasse VIII  den  Betrag  von  290  M.  Der  Waisenrentenbezug  hat 
sich  bei  Annahme  von  6  Kindern  von  210  M  auf  375,5  M  erhöht. 

Die  Versicherungspflicht  der  weiblichen  Personen  und  die 
Heranziehung  derselben  zu  den  gleichen  Beiträgen  wie  die  der 
männlichen  Versicherten  zur  Hinterbliebenenversicherung  hat  eine 
besondere  Regelung  für  sie  als  notw^endig  erscheinen  lassen. 
Die  weiblichen  Personen,  die  durch  eigene  Beiträge  auch 
während  der  Ehe  und  Witwenschaft  sich  die  Anwartschaft  auf 
Invalidenpension  erworben  haben,  können  nicht  bei  Eintritt  der 
Erwerbsunfähigkeit  sowohl  die  Witwenpension  wie  die  Invaliden- 
pension erhalten.  Es  wird  nur  die  höhere  Rente,  d.  i.  die  Invaliden- 
pension, an  sie  zur  Auszahlung  gelangen  dürfen.  Um  das 
Interesse  der  weiblichen  Versicherten  an  der  Beitragsleistung 
und  damit  für  die  Erhaltung  ihrer  Ansprüche  zu  steigern, 
andererseits  um  die  Ungerechtigkeit,  welche  in  dem  Wegfall  der 
Witwenpension  liegt,  zu  beseitigen,  erachtet  die  Regierung  es 
für  notwendig,  einen  Ausgleich  zu  schaffen.  Die  Vorbedingung 
für  diesen  Ausgleich  bildet  in  gewissem  Sinne  die  Beseitigung 
der  bisherigen  Bestimmung  über  die  Rückerstattung  der  Beiträge 
bei  Verheiratung  der  weiblichen  Personen,  die  man  bisher  all- 
gemein im  Interesse  der  weiblichen  Versicherten  gefordert  hat. 
Der  gebotene  Ausgleich  wird  darin  gefunden,  daß  der  bei- 
tragszahlenden Witwe  beim  Tode  des  Mannes  eine  einmalige  bare 
Zuwendung  in  Gestalt  eines  Witweng'eldes  und  eine  einmahge 
Zahlung  bei  der  Schulentlassung  der  Wciisen  (Waisenaussteuer) 
gewährt  wird. 

Der  vorgesehene  Ausgleich  wird  für  die  weiblichen  P.  A. 
von  erheblichem  Wert  sein;  er  ist  in  der  Tat  ein  >^iiusgezeichneter 
Gedanke«.    Wie  erwünscht  derartige  Zuwendungen  (Witwengeld) 
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gerade  in  dem  Augenblick  sind,  wo  der  Tod  des  Mannes  zahl- 
reiche bare  Ausgaben  verursacht,  wird  durch  die  steigende  Zahl 
der  kleinen  Kapitalversicherungen  bei  der  privaten  Volks- 
versicherung bewiesen.  Die  Policenzahl  derartiger  Versicherungen 
betrug  bei  den  deutschen  Gesellschaften  Ende  1907  rund  6  Mill. 
mit  mehr  als  70  Mill.  Mark  Kapital.  Außer  in  dem  für  die  Ge- 
währung des  Witwengeldes  entscheidenden  Zeitpunkt,  nämlich 
unmittelbar  nach  dem  Tode  des  Ehemannes,  entstehen  für  die 
Hinterbliebenen  erhebliche  bare  Auslagen  bei  der  Schulentlassung 
der  Waisen  und  ihrem  Eintritt  in  ihre  Berufstätigkeit.  Da  bei 
dieser  Gelegenheit  auch  regelmäßig  der  Bezug  der  Waisenrente 
endet,  so  empfiehlt  es  sich,  den  Hinterbliebenen  zur  Deckung 
dieser  Unkosten  als  Äquivalent  für  die  wegfallende  Witwenrente 
eine  einmalige  Zuwendung,  die  Waisenaussteuer,  zur  Verfügung 
zu  stellen.    (Vgl.  Begründung  zur  Reichsversicherungsordnung.) 

Das  Witwen-  und  Waisengeld  beträgt  in  den  Lohnklassen 
VI,  VII,  VIII: 

Witwengeld  nach  40  J.  in  Lohnkl.         VI       VII  VIII 

202, —    265, —    340, —  M 
Waisenaussteuer  bei  Annahme  von  4  K.  153,75    172,65    205,50  „ 

Es  dürfte  nur,  um  eine  Ausnützung  der  Versicherung  auf 
Kosten  der  Übrigen  zu  beseitigen,  zu  bestimmen  sein,  daß  die 
Waisenaussteuer  nicht  gewährt  wird,  wenn  die  Versicherung  erst 
nach  dem  Tode  des  Ernährers  zum  Zwecke  der  Erwerbung  einer 
Waisenaussteuer  eingegangen  worden  ist. 

2.  Die  Bedenken  der  Regierung. 

Die  Regierung  prüft  in  der  2.  Denkschrift  den  Plan  für  den 
Ausbau  der  I.  V.  durch  Anfügung  neuer  Lohnklassen  unter  gleich- 
zeitiger Einführung  der  Berufsinvalidität  und  Herabsetzung  der 
Altersgrenze  auf  das  65.  Lebensjahr.  Sie  macht  zwei  wichtige 
Einwürfe^),  jedoch  keine  weiteren  Vorschläge  zur  Beseitigung 
derselben. 

I.  Die  Anfügung  neuer  Lohnklassen  ist  vom  versicherungs- 
technischen Standpunkt  aus  bedenklich,  weil  die  in  den  neuen 
Lohnklassen   festgesetzten  Beiträge  zur  Deckung  ihres  Grund- 

1)  Wenn  die  Regierang  als  ein  »Bedenken«  geltend  macht:  Die  Erweiterang  der 
Invalidenversicherung  würde  zunächst  die  Hinterbliebenenversichenmg  bis  zur  Einfühmng 
der  allgemeinen  HinterbHebenenversicherang  der  Arbeiter  vertagen,  so  bildet  diese  natür- 
liche Tatsache  doch  kein  Bedenken. 
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betrages  nicht  ausreichen.  Nach  den  geltenden  Bestimmungen 
über  die  Rentenberechnung  §  34  Abs.  3  und  4  und  §  36  Abs.  3 
werden  bei  Berechnung  des  Grundbetrages  die  höchsten  500  Wochen- 
beiträge zugrunde  gelegt.  Wenn  in  der  Jugend  der  Versicherte 
in  den  niedrigen  Lohnklassen  und  beim  Einrücken  in  höhere  (der 
Invalidität  näherstehende)  Jahre  in  den  höchsten  Lohnklassen  Bei- 
träge zahlt,  um  so  seinen  Anspruch  nicht  nur  hinsichtlich  der 
Steigerungssätze,  sondern  auch  hinsichtlich  des  Grundbetrages  zu 
verbessern  und  dem  Versicherungsträger  nur  die  wenigen  hohen 
Beiträge  für  die  versicherungstechnisch  wichtige  Zeit  zukommen 
läßt,  so  wird  die  Finanzlage  des  Versicherungsträgers  ge- 
fährdet. Auf  diese  Weise  entsteht  ein  Mißverhältnis  zwischen 
Leistung  und  Gegenleistung:  Je  größer  nämlich  die  Aussicht  ist, 
durch  freiwillige  Versicherung  in  höheren  Lohnklassen  noch  höhere 
Rentenansprüche  zu  erwerben,  je  größer  ferner  die  Menge  der 
Personen  ist,  welche  mit  steigendem  Alter  in  höhere  Lohnbezüge 
einrücken,  nachdem  sie  anfangs  in  den  unteren  Lohnklassen  Beiträge 
gezahlt  hatten  und  erst  in  höheren  Jahren  in  hohen  Lohnklassen  Bei- 
träge zahlten,  desto  ungünstiger  wird  die  Lage  für  den  Versicherungs- 
träger werden. 

Diese  Wirkung  ist  bisher  nur  theoretisch  nachzuweisen,  denn 
die  Aussicht,  durch  freiwillige  Versicherung  in  höheren  Lohn- 
klassen Rentenansprüche  zu  erwerben,  ist  gering,  auch  sind  die 
Abstände  der  Grundbeträge  und  Steigerungssätze  von  einander 
nur  unbedeutend.  Wenn  aber  neue  Lohnklassen  angefügt  werden, 
und  der  Grundbetrag  und  Steigerungssatz  erheblich  größere  Ab- 
stände von  einander  zeigen,  so  wächst  der  zu  erwartende  Vorteil 
und  die  finanzielle  Wirkung  wird  sich  im  höheren  Maße  geltend 
machen.  Die  Regierung  beweist  dies  an  folgendem  Beispiel: 
4  Personen  A,  B,  C  und  D  sind  im  I.  V.  G.  versichert.  A  gehört 
bis  zur  Invalidität  der  Lohnklasse  II  an,  die  anderen  vom  20.  bis 
25.  Lebensjahr  der  Lohnklasse  III,  dann  bis  zum  50.  Lebensjahr 
infolge  Selbständigmachung  der  Lohnklasse  I  und  zwar  freiwillig 
unter  jährlicher  Leistung  von  20  Beitragswochen.  Sie  werden 
dann  schließlich  wieder  versicherungspflichtig,  und  zwar  B  in 
Lohnklasse  III,  C  in  Lohnklasse  V  und  D  in  Lohnkhisse  Ylll. 
Auf  Grund  versichcrungstechnischer  Belege  wird  bei  A  der  Grund- 
betrag durch  die  Beiträge  gedeckt,  bei  B  nur  85,7470'  ^^'^  C 
78,72^0  ui^d  bei  D  nur  6i,4i7o- 

Die  Fehlbeträge  durch  die  Erhöhungen  der  Beiträge  für  die 
die  Versicherung  freiwilHg  fortsetzenden  Personen  zu  decken,  ist, 
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abgesehen  von  der  Schwierigkeit  der  praktischen  Durchführung, 
nach  den  wohl  schwer  zu  beseitigenden  Bestimmungen  des  I.  V.  Q. 
unmögHch;  sie  durch  eine  allgemeine  Beitragserhebung  auszugleichen, 
ist  ungerecht.  Die  Beiträge  würden  höher  bemessen  werden  müssen, 
als  der  durch  diese  Versicherten  herbeigeführten  Belastung  ent- 
spricht, und  die  minder  Bemittelten  müßten  das  zugunsten  der 
besser  Situierten  und  selbständig  Versicherten  entstandene  Defizit 
ausgleichen.  Ebenso  unzweifelhaft  ist  es,  daß  irgend  ein  Ausgleich 
geschaffen  werden  müßte,  sobald  unter  Beibehaltung  der  gegen- 
wärtigen Art  der  Rentenberechnung  für  die  freiwillige  Versicherung 
und  für  die  Pflichtversicherung  höhere  Lohnklassen  der  I.  V.  angefügt 
werden.  Solange  nicht  ausreichende  Erfahrungen  über  die  prak- 
tische Bedeutung  der  Bestimmungen  der  §§34  Abs.  3  und  4  und 
§  36  Abs.  3  vorliegen,  muß  es  bedenklich  erscheinen,  dem  I.  V.  G. 
überhaupt  neue  Lohnklassen  anzufügen. 

2.  Die  Regierung  erkennt  die  Forderung  der  Einführung 
der  Berufsinvalidität  und  der  Auszahlung  der  Altersrente  vom  voll- 
endeten 65.  Lebensjahr  ab  als  billig  an.  Die  Einführung  des  Begriffs  der 
Berufsinvalidität  in  das  I.  V.  G.  bedingt  eine  Änderung  der  jetzigen 
Definition,  die  sowohl  nach  den  Motiven  zu  dem  Entwurf  des  1.  V.  G., 
als  auch  nach  den  Ausführungen  des  Reichsversicherungsamts  und  der 
späteren  Praxis  die  allgemeine  Invalidität  konstatiert.  Die  Wünsche  der 
P.  A.  auf  Einführung  der  Berufsinvalidität  können  daher  ohne  aus- 
drückliche Änderung  des  §  5  Abs.  4  nicht  erfüllt  werden.  Die  Ein- 
führung der  Berufsinvalidität  aber  an  Stelle  der  allgemeinen  Erwerbs- 
unfähigkeit kann  nicht  in  Aussicht  genommen  werden  wegen  der 
Höhe  der  Kosten,  die  alsdann  die  I.  V.  der  Arbeiter  erfordern 
würde.  Die  Belastung  der  Renten  würde  sich  auf  das  2,374  fache 
der  gegenwärtigen  Rentenbelastung  erhöhen.  Die  Mehrbelastung 
des  Reiches  würde  sich  für  19 10  auf  65,5  Millionen  Mark  belaufen 
und  sich  jedes  Jahr  um  1,39  ^/q  erhöhen,  also  191 1  66,4  Millionen, 
.1912  67,4  Millionen  usw.  betragen.  Für  die  Versicherungsanstalten 
wäre  die  Last  für  19 10  auf  das  doppelte  der  Rentensumme  zu 
veranschlagen,  um  mit  der  Steigerung  der  durchschnittlichen  Jahres- 
rente allmählich  auf  das  dreifache  zu  wachsen. 

Eine  weitere  Mehrbelastung  tritt  durch  die  Herabsetzung 
der  Altersgrenze  auf  das  65.  Lebensjahr  ein.  Sie  würde  19 10  für 
den  Versicherungsträger  40,5  Millionen  und  12,6  Millionen  für  das 
Reich  jährlich  betragen. 

Die  Regierung  behauptet,  daß  es  im  Hinblick  auf  die  dar- 
gelegten Steigerungen  der  Kosten  für  die  Invaliden-  und  Alters- 


—    15  — 


Versicherung  auf  der  Hand  liegt,  daß  eine  Umgestaltung  des 
I.  V.  G.  im  Sinne  der  Wünsche  der  P.  A.  schwerwiegenden  Be- 
denken begegnet. 

3.  Die  Prüfung  der  Bedenken  der  Regierung. 

Die  Einwendungen  der  Regierung  haben  zum  Teil  eine  sehr 
heftige  Kritik  erfahren  und  können  auch  nach  meinem  Dafürhalten 
nicht  als  stichhaltig  anerkannt  werden. 

ad  I.  Die  Gefahren,  welche  sich  bei  den  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Rentenberechnung  aus  der  Anfügung  neuer 
Lohnklassen  ergeben,  werden  übertrieben.  Weil  das  gegebene  Beispiel 
keinen  Normalfall  darstellt,  kann  es  als  Beweis  für  die  angeblichen 
Gefahren  nicht  gelten.  Die  Regierung  operiert  damit,  daß  von 
4  Personen  3  selbständig  werden  und  im  Jahre  20  Wochenbeiträge 
zahlen,  und  weiter  nimmt  sie  an,  daß  die  Versicherten  erst  vom 
50.  Lebensjahr  ab  in  den  höchsten  Einkommenstufen  versichert  sind. 

Tatsächlich  liegen  die  Verhältnisse  jedoch  so,  daß  ein 
geringerer  Teil  der  Versicherten  zur  Selbständigkeit  gelangt,  und 
daß  die  Einkommen  mit  steigendem  Alter  vom  45.  Lebensjahr  an 
fallen.  Auch  ist  ein  Mißbrauch  der  Versicherung  durch  die  im 
hohen  Alter  befindlichen  Versicherten  leicht  aufzudecken  und 
durch  scharfe  Bestimmungen  zu  verhindern.  Um  jedoch  der  Sache 
gerecht  zu  werden,  müssen  wir  die  Bedenken  gegen  Anfügung 
neuer  Lohnklassen  an  der  Hand  eines  Normalfalls  prüfen.  Tun 
wir  dies  unter  folgenden  Annahmen: 

1.  Eintritt  in  die  Versicherung  mit  dem  16.  Lebensjalir. 

2.  Zahlung  von  50  Wochenbeiträgen. 

3.  Jahresbeitrag  in  M  in  den  Lohnklassen  I:  7,  II:  10,  III:  12, 
IV:  15,  V:  18,  VI:  24,  VII:  31,  VIII:  44. 

4.  Normalfall:  3  Personen  B^,  C-^,  Dj  sind  in  folgenden  Lolin- 
klassen  versichert: 


im 

Alter  von  Jahren: 

16  20, 

20—25, 

26—35, 

36- 

Bi 

in  Lohnklasse: 

III 

III 

III 

IV 

Cx 

III 

IV 

IV 

IV 

Dl 

J> 

II 

IV 

VI 

VII 

Wir  ermitteln  das  Verhältnis  der  Invalidenrente  zu  den  ein- 
gezahlten Beiträge  im  26.,  36.,  46.  und  56.  Lebensjalir  bei  fi^lgcn- 
den  3  Beispielen: 

a)  Von  8  Personen  ist  je  i  Person  während  der  ganzen 
Versicherungsdauer  in  nur  einer  Lohnklasse  versichert. 
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b)  3  Personen,  B,  C,  D  sind  nach  dem  Regierungsbeispiel 
versichert  (vgl.  S.  13). 

c)  3  Personen  B^,  C^,       sind  nach  dem  Normalfall  versichert. 


Versichert  nach 

Unter  diesen  Annahmen  beträgt  der  Renten- 
betrag in  %  der  eingezahlten  Beiträge,  wenn 
die  Invalidität  eintritt  im  Lebensjahre 

26. 

36. 

46. 

56. 

Beispiel  a) 

im  Durchschnitt  in 
Lohnklasse  I— VIII 

91,3 

60,8 

52,1 

47,5 

Regiemngsbeispiel  B 

c 

103,4 
103,4 
103,4 

86,8 
86,8 
86,8 

74,7 
74,7 
74,7 

62,0 
62,4 
66,5  • 

Beispiel  b) 

im  Durchschnitt  (B— 

-D) 

103,4 

86,8 

74,7 

63,6 

Normalbeispiel  B^ 
Dl 

100,0 
98,4 
93,3 

66,6 

65,9 
65,6 

57,1 
54,8 
55,3 

53,8 
49,3 
47,8 

Beispiel  c) 

im  Durchschnitt  (B^- 

-Dl) 

97,2 

66,3 

55,7 

50,3 

Die  Übersicht  zeigt  folgende  Tatsachen: 

1 .  Die  Verhältniszahlen  im  gegebenen  Normalbeispiel  weichen 
von  denen  des  Durchschnitts  bei  ständiger  Versicherungs- 
dauer in  einer  Lohnklasse  (Beispiel  a)  nicht  wesentlich  ab. 
Dagegen  zeigen  die  des  Regierungsbeispiels  wesentliche 
Abweichungen  von  denen  des^ormalfalls  bezw.  Beispiels  a. 

2.  Da  die  Gehaltssteigerungen  im  früheren  Alter,  als  von 
der  Regierung  angenommen,  beginnen  und  nicht  so 
sprunghaft  sind,  so  entsteht  kein  großes  Mißverhältnis 
zwischen  Leistung  und  Gegenleistung,  wie  es  in  dem  Re- 
gierungsbeispiel gegeben  ist. 

Die  Bedenken  gegen  die  Anfügung  neuer  Lohnklassen  müssen 
im  allgemeinen  jedoch  anerkannt  werden.  Sie  bilden  indes  keinen 
genügenden  Grund  gegen  die  Anfügung  selbst,  vielmehr  ist  ihre 
Beseitigung  eine  sozialpolitische  Notwendigkeit.  Dafür  sind  verschie- 
dene Vorschläge  gemacht  worden,  die  wir  nun  kritisch  prüfen  wollen. 

a)  Die  Berechnung  des  Grundbetrages  nach  den 
überhaupt  geleisteten  Beiträgen. 

Wenn  die  Regierung  zugesteht,  daß  die  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Berechnung  des  Grundbetrages  vom  ver- 
sicherungstechnischen Standpunkt  aus  unhaltbar  sind,  so  liegt  es 
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nahe,  die  Bestimmungen  umzuändern  und  den  Grundbetrag  nach 
den  geleisteten  Beiträgen,  also  nach  dem  Durchschnitt  der  ver- 
sicherten Gehälter,  zu  berechnen,  sodaß  jede  Erhöhung  der  Rente 
durch  den  erhöhten  Beitrag  seine  volle  Deckung  findet.  Dieser 
Vorschlag  ist  vom  versicherungstechnischen  Standpunkt  aus  an- 
gesehen der  gerechteste;  doch  sprechen  praktische  Gründe 
gegen  ihn.  Da  der  Grundbetrag  bisher  nach  den  500  höchsten 
Beitragswochen  zu  berechnen  Lst,  so  würde  die  Verwirklichung 
des  Vorschlages  für  die  länger  als  i  o  Jahre  Versicherten  allgemein 
zu  einer  erheblichen  Herabsetzung  der  Renten  führen.  Die  Be- 
stimmungen über  die  Berechnung  des  Grundbetrages  haben  gerade 
den  Vorteil,  daß  die  höheren  Einkommensbezüge  zur  Steigerung 
der  Renten  voll  beitragen.    Das  folgende  Beispiel  zeigt  dies: 

Es  beträgt  die  Invalidenrente,  wenn  der  Versicherte 
im  Alter  von  18 — 20  20 — 25  25 — 30  30 — 35  45 — 48  Jahren 
in  Lohnklasse    III        IV       VI       VII      VIII  Beiträge  zahlt, 
nach    den    geltenden   Bestimmungen    beim    Eintritt    des  Ver- 
sicherungsfalls .    .    .  im  30.  Lebensj.  =  2 1 8  M,  im  48.  Lebensj.  473  M, 
nach  dem  Vorschlag.   „         „         =214  „   „         „  443  „ 

Im  ersten  Fall  tritt  eine  Steigerung  der  Rente  um  117  ^/o>  irn 
zweiten  Fall  eine  solche  um  107  %  ein.  Die  Berechnung  der  Rente 
nach  dem  Durchschnitt  des  versicherten  Einkommens  liegt  nicht 
im  Interesse  der  Versicherten.  Da  sie  ferner  auf  die  Versicherungs- 
verhältnisse aller  Versicherten  von  Einfluß  ist,  so  glaube  ich 
diesen  Vorschlag  ablehnen  zu  dürfen. 

b)  Die  Bemessung  der  Renten  nach  dem  festen 
Pensionssystem. 

Das  Mißverhältnis  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  auf 
Grund  der  geltenden  Bestimmung  wird  in  dem  Beispiel  der  Re- 
gierung insbesondere  durch  die  Steigerungssätze  vom  50.  Lebens- 
jahr an  herbeigeführt. 

Der  tatsächliche  Einfluß  der  Rentensteigerung  auf  das  Miß- 
verhältnis zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  rechtfertigt  den 
Vorschlag,  die  Renten  nicht  nach  Steigerungssätzen,  sondern  inner- 
halb der  Lohnklassen,  wie  bei  der  Altersrente,  fest  zu  bcniossen. 
Die  grundsätzlichen  Bedenken  gegen  Anfügung  neuer  Lohnklassen 
werden  so  beseitigt.  Wir  können  dem  Vorschlage  trotzdem  nicht 
zustimmen:  i.  Die  Änderung  der  Bestimmung  über  die  Renten- 
bemessung greift  in  alle  Versicherungsverhältnisse  ein.  Praktische 
Bedenken  sprechen  so  dagegen.    2.  Vom  sozialpolitischen  Gesichts- 

Zeine,  Die  staatl,  Pensions- u.  Hintcrbliebcncnvcisichcnmg  d.  PiivatangcstcIIten.  2 
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punkt  aus  kann  die  Sozialversicherung  nur  auf  einem  steigenden 
Pensionssystem  aufgebaut  werden.  Es  gehört  zu  den  erzieherischen 
Aufgaben  des  Gesetzes,  die  fortgesetzte  treue  Verwertung  der  noch 
vorhandenen  Arbeitskraft  zu  fördern.  Der  Anreiz  zur  Simulation 
darf  nicht  geboten  werden,  wie  dies  bereits,  infolge  der  kurzen 
Wartezeit,  im  I.  V.  G.  der  Fall  ist.  Diese  Gesichtspunkte  fordern 
meines  Erachtens  eine  Ablehnung  dieses  Vorschlages. 

c)  Die  Änderung  der  Bestimmungen  über  die 
freiwillige  Versicherung. 

Die  Bestimmungen  im  I.  V.  G.  über  die  freiwillige  Versicherung 
widersprechen  dem  anzuerkennenden  Grundsatz,  daß  die  Pflichtver- 
sicherten nicht  ungünstiger  als  die  freiwillig  Versicherten  zu  stellen  sind: 
Sie  stellen  außerdem  eine  wesentliche  Belastung,  ja  eine  Schädigung 
für  den  Versicherungsträger  dar,  da  der  freiwillig  Versicherte  zur 
Aufrechterhaltung  seines  Anspruches  nur  wenige  Beiträge  zu  leisten 
hat.  Der  Rentenbetrag  wird  durch  die  Beiträge  nicht  gedeckt. 
Die  Pflichtversicherten  müssen  500  mal  12  Wochenbeiträge  zur 
Deckung  des  Grundbetrages  =  60  M  zahlen;  wohingegen  die  frei- 
willig Versicherten  durch  200  Beitragswochen  nur  48  M  Grund- 
betrag, das  sind  80^/0  des  Grundbetrages,  decken.  Der  Einfluß 
der  geltenden  Bestimmungen  über  die  freiwillige  Versicherung  auf 
den  Versicherungsträger  ist  in  dem  Beispiele  der  Regierung 
deutlich  dargestellt.  Folgendes  Beispiel  möge  noch  den  Vorzug 
der  Freiwilligen  vor  den  Zwangsversicherten  zeigen.  2  Personen 
A  und  B  sind  20  Jahre  lang  in  Ijohnklasse  V  versichert  und 
zwar  A  zwangsweise,  B  freiwillig.  A  zahlt  1000  Wochenbeiträge 
zu  M  0,36,  insgesamt  M  360,  B  400  Wochenbeiträge  zu  M  0,36, 
insgesamt  M  144.  A  erhält  eine  Rente  von  M  270,  B  eine  solche 
von  M  198.  Während  der  Beitrag  der  Freiwilligen  2^2  mal  so  klein 
ist,  ist  seine  Rente  doch  nur  um  1,4  mal  so  gering  wie  die  des 
Zwangsversicherten. 

Wenn  hier  die  freiwillige  Versicherung  für  den  notwendigen 
Ausbau  der  Invalidenversicherung  ein  Hindernis  bildet,  so  muß  eben 
eine  Änderung  der  geltenden  Bestimmungen  durchgeführt  werden  i). 

1)  Die  Begründung  zur  Sozialversicherung  in  Österreicli  sagt:  Daß  bei  freiwilliger 
Fortsetzung  der  Versicherung  ein  strenger  Maßstab  für  die  Aufrechterhaltung  des  Ver- 
sicherungsverhältnisses angelegt  werden  muß,  ist  selbstverständlich,  im  besonderen  aber 
darin  begründet,  daß  man  es  einem  solchen  Versicherten  nicht  anheim  geben  darf,  durch 
Zahlung  eines  Minimums  an  jährlichen  Prämien  sich  Anwartschaften  zu  erwerben,  die 
in  den  geleisteten  Beiträgen  bei  weitem  nicht  ihre  Deckung  finden,  wodurch  nicht  nur 
die  Versicherungsanstalt,  sondern  auch  der  Staatsschatz  zu  Schaden  käme. 
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Die  Regierung  lehnt  die  Beseitigung  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung, sowie  die  Erhöhung  der  Beiträge  für  die  freiwillig 
Versicherten  ab,  Sie  macht  in  der  Reichsversicherungsordnung 
den  Vorschlag,  daß,  um  die  freiwillig  Versicherten  nicht  auf 
Kosten  der  Pflichtversicherten  zu  begünstigen,  die  Zahl  der 
geleisteten  Beiträge  bei  der  Bemessung  der  Hinterbliebenenbezüge 
nur  zur  Hälfte  anzusetzen  sei.  Und  aus  gleichen  Gründen  hält 
sie  es  für  ausgeschlossen,  daß  ein  erlöschendes  Versicherungsver- 
hältnis durch  freiwillige  Beitragsleistung  erneuert  werden  darf. 
Diese  Einschränkung  fordert  Hirsch  auch  für  die  Pensionsver- 
sicherung der  R  A.  Dütmann,  Unger  usw.  halten  den  Vorschlag 
für  unausführbar;  sie  weisen  darauf  hin,  daß  diese  Erschwerung 
nur  Unzufriedenheit  erwecken  müsse. 

Man  geht  jedoch  wohl  am  besten  von  dem  Gedanken  aus,  daß 
es  nicht  Aufgabe  der  Versicherung  ist,  die  Versicherten  zur  Sorg- 
losigkeit und  Unregelmäßigkeit  zu  erziehen.  Solange  der  freiwiUig 
Versicherte  die  Möglichkeit  hat,  Beiträge  zu  zahlen,  wann  und  wie 
viel  er  will,  tut  die  Versicherung  dies.  Es  müssen  Zwangsvorschriften 
eintreten,  die  unter  Berücksichtigung  von  etwaiger  Not  und  unter 
Vermeidung  von  Härten  die  freiwillig  Versicherten  zu  gleichen 
Prämienleistungen  zwingen,  wie  die  Pflichtversicherten.  Daher 
schlagen  wir  vor:  Die  freiwillig  Versicherten  sind  in  Lohnklasse  II 
zu  versichern;  sie  zahlen  dieselben  Pflichtbeiträge  für  jede  Woche 
wie  die  Pflichtversicherten.  Die  Zeit  der  Stellenlosigkeit,  infolge  von 
Krankheit  oder  Militärdienstzeit,  wird  als  Beitragszeit  angerechnet. 
Eine  nachträgliche  Entrichtung  der  Beiträge  ist  innerhalb  eines 
Monats  gestattet.  Die  Durchführung  der  Bestimmungen  verlangt 
einen  anderen  Modus  der  Beitragsentrichtung  für  die  freiwillig 
Versicherten.  Die  Kontrolle  darüber,  ob  der  freiwillig  Versicherte 
tatsächlich  die  Beiträge  zahlt,  kann  durch  die  Krankenkasse,  falls 
der  Versicherte  ihr  angehört,  erfolgen,  andernfalls  durch  die  Ge- 
meindebehörden bezw.  das  Versicherungsamt,  welches  die  Einziehung 
und  die  Entwertung  der  Marken  vornimmt. 

ad  2)  Die  Regierung  geht  von  einer  unrichtigen  Voraus- 
setzung aus.  Die  Befürworter  des  Ausbaus  sind  der  Ansicht,  daß 
schon  eine  vernünftige  Auslegung  der  Bestimmungen  über  den 
Invaliditätsbegriff  den  Wünschen  der  P.  A.  Rechnung  trägt.  Die 
Beweisführung  der  durch  Einführung  der  Berufsinvalidität  errech- 
neten hohen  Belastung  für  das  Reich  und  die  V ersicherungsträger 
ist  nicht  überzeugend.  Die  Regierung  legt  der  Ermittelung  der 
Mehrkosten  die  Erfahrungen  der  Saarbrücker  Knappschaftskasse 
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zugrunde,  die  in  selbständiger  Durchführung  der  I.  V.  neben  der 
reichsgesetzHchen  Rente  ihren  Mitghedern  beim  Eintritt  der  Berufs- 
invahdität  Invahdenpensionen  gewährt.  Da  hier  eine  besonders 
große  Invahditätsgefahr  der  Bergleute  zur  Geltung  kommt,  so  er- 
scheint es  unzulässig,  diese  Erfahrungen  ohne  weiteres  auf  das 
I.  V.  G.  zu  übertragen.  Die  Berufsinvalidität  der  Bergleute  kann 
nicht  für  eine  Änderung  des  jetzigen  Invaliditätsbegriffes  und  da- 
her auch  für  die  von  der  Regierung  errechneten  hohen  Steigerungen 
der  Kosten  in  Betracht  kommen. 

Berechnet  man  die  durch  die  Auslegung  des  Invaliditätsbegriffs 
als  Berufsinvalidität  bedingte  Mehrbelastung  nach  derjenigen,  die 
im  Jahre  1903  infolge  Verwischung  der  Grenzen  zwischen  reichs- 
gesetzlicher und  Berufsinvalidität  entstanden  war,  so  ergibt  sich 
bei  nur  3 1 7o  Rentensteigerung  auf  den  Kopf  des  Versicherten  im 
Jahre  1907  eine  Mehrbelastung  von  2,29458  M. 

Die  Mehrkosten,  welche  durch  Herabsetzung  der  Altersgrenze 
entstehen,  können  kein  Bedenken  erregen.  Die  sozialpolitische 
Notwendigkeit  fordert  früher  oder  später  die  Einführung  dieser 
Altersgrenze. 

Die  finanziellen  Bedenken,  welche  die  Regierung  gegen 
den  Ausbau  geltend  macht,  können  nicht  als  schwerwiegend 
angesehen  werden.  Freilich  sind  verschiedene  Vorbedingungen 
für  denselben  zu  erfüllen.  Die  geplante  Reform  der  Arbeiter- 
versicherung bringt  durch  die  Halbierung  der  Beiträge  in  der 
Krankenversicherung  für  die  Arbeitgeber  eine  neue  Last^). 
Die  anderweitige  Verteilung  der  Beitragslast  in  der  Kranken- 
versicherung bildet  die  Konsequenz  der  vorgeschlagenen  Änderung 
im  Stimmenverhältnis  der  Krankenkasse.  Wir  können  jedoch 
kein  zwingendes  Bedürfnis  für  die  Änderung  des  gegenwärtigen 
Stimmenverhältnisses  und  demnach  auch  nicht  für  die  gleichzeitige 
Abänderung  des  Beitragsverhältnisses  d.  h.  der  Halbierung  der 
Beitragsleistung  anerkennen.  Die  Befreiung  der  Arbeitgeber  von 
dieser  von  der  Regierung  beantragten  Mehrbelastung  ermöglicht 
es,  die  Arbeitgeber  in  der  I.  V.  zu  höheren  Beiträgen  heranzu- 
ziehen. Die  zweite  Vorbedingung  ist  die  Heranziehung  der  Ge- 
meinden und  Kommunalverbände  zur  Kostendeckung  der  Hinter- 
bliebenenversicherung. Diese  wird  durch  die  eintretende  Minderung 
der  Armenlasten  gerechtfertigt.  Die  Regierung  erhebt  zwar  Bedenken, 
die  jedoch  nicht  als  stichhaltig  anzuerkennen  sind.    Mit  Recht 


^)  Vgl.  Entwurf  einer  Reichs  Versicherungsordnung  S.  68  Begründ. 


sagt  Stier-Somlo,  daß  sich  insbesondere  ein  gerechter  und  prak- 
tisch verwertbarer  Maßstab  für  die  beteiligte  Belastung  der  ein- 
zelnen Gemeinden  feststellen  lasse.  Es  wäre  doch  ein  Leichtes, 
die  durchschnittlichen  Leistungen  einer  Gemeinde  etwa  in  einem 
Jahrzehnt  festzustellen  und  hieran  anknüpfend  den  entsprechenden 
Beitrag  der  Gemeinde  zu  normieren.  Eine  weitgehende  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  der  armen  Gegenden  wäre  damit  ja 
keineswegs  ausgeschlossen.  Es  ist  eine  billige  Forderung,  daß 
man  die  Gemeinden  wenigstens  die  durch  die  vorgeschlagene  Er- 
höhung der  Waisenfürsorge  bedingte  Mehrbelastung  tragen  läßt. 
Die  Gemeinden  hätten  hiernach  folgende  Lasten  zu  tragen: 

1.  Bei  Vorhandensein  von  Waisen,  bei  Erwerbsunfähigkeit 
der  Witwe,  sowie  bei  Erwerbsunfähigkeit  des  Mannes 
und  dem  Tode  der  Frau  (Kinderrente)  einen  festen  Betrag 
von  7,50  M  und  für  jedes  weitere  Kind  1,25  M  jährlich. 

2.  Bei  Doppelwaisen  den  angegebenen  Betrag,  erhöht  um 
den  20.  Teil  der  Invalidenpension  des  Mannes. 

Dieser  Anteil  der  Gemeinden  ist  nicht  hoch,  und  die  Über- 
nahme desselben  trägt  dazu  bei,  den  Ausbau  der  Invaliden- 
versicherung durchführbar  zu  machen. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  dürften  sich  die  von  Arbeit- 
nehmern und  -gebern  zu  gleichen  Teilen  zu  tragenden  Beiträge 
durch  den  Ausbau  etwa  auf  das  3fache  erhöhen.  Hierzu  tritt  die 
Steigerung  der  Mehrbelastung  des  Reiches  durch  die  bessere  Bezugs- 
berechtigung der  Invaliden-  und  Altersrenten  sowie  der  Hinter- 
bliebenenbezüge. 

4.  Die  Kritik  an  dem  Äusbau. 

Nachdem  wir  im  vorhergehenden  die  Bedenken  der  Re- 
gierung gegen  den  Ausbau  der  Invalidenversicherung  nicht  als  stich- 
haltig anerkannt  haben,  wollen  wir  den  Plan  dazu  vom  materiellen, 
finanziellen  und  sozialpolitischen  Gesichtspunkt  aus  prüfen. 

A.  Der  materielle  Gesichtspunkt. 
Der  vorausgegangene  Überblick  über  die  Bewegung  der 
P.  A.- Verbände  zur  Erreichung  einer  staatlichen  Pensions-  und 
Hinterbliebenenversicherung  zeigt  uns  ihr  Streben  nach  einer 
Berufsinvalidenversicherung.  Dieses  Ziel  war  es  auch,  das  sie  die 
Forderung  nach  einer  besonderen  Kasseneinrichtung  aufstellen 
ließ,  indem  man  von  der  Anschauung  ausging,  daß  eine  Berufs- 
invalidität im  Rahmen  der  allgemeinen  Invalidenversicherung  für  die 
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Gesamtheit  der  Versicherten  nicht  zu  verwirkHchen  sei.  Eine  Berufs- 
invahdität  bildet  nur  für  die  höher  Gelohnten,  nämlich  für  die 
qualifizierten  Arbeitskräfte  eine  Notwendigkeit.  Für  sie  kann  es 
sich  im  I.  V.  G.  nur  um  eine  andere  rechtliche  Auslegung,  d.  h. 
um  eine  weitere  Auslegung  des  Begriffes  handeln. 

Wir  fragen  nach  der  Höhe  der  Invalidenpension  und  setzen 
hierbei  die  Pension  in  Beziehung  zum  durchschnittlichen  Arbeits- 
verdienst.   Es  wird  nach  40 jähriger  Versicherungsdauer  erreicht: 
bei  einem  Gehalt        Pension        in  %  des  Gehalts 
1200  M  390  M  32,5 

1700  „  470  „  27,6 

2200  „  600  „  27,2 

2700  „  850  „  31,4 

3200  „  850  „  26,5 

Um  die  zu  erreichende  Pension  an  einem  typischen  Fall 
augenscheinlich  zu  machen,  nehmen  wir  an: 

Der  P.  A.  zahlt  infolge  seines  im  allgemeinen  steigenden  Gehalts 
während  der  Versicherungsdauer  nicht  in  derselben  Lohnklasse 
Beiträge.     Ferner   wird   die  Versicherungsdauer  durch  Stellen- 
losigkeit  und  Krankheit  unterbrochen.    Der  P.  A.  beziehe: 
Jahr  tatsächliches  Gehalt 

5  bis  850  M 

5  850—1150  „ 

IG  1500 — 1800  „ 

IG  i8go — 2400  „ 

10  2400 — 3000  „ 

Der  Versicherte  zahlt  48  Wochenbeiträge  im  Jahr,  und  erfolgt 
der  Eintritt  des  P.  A.  in  die  Versicherung  mit  dem  18.  Lebensjahr, 
die  Invalidität  im  62.  Lebensjahr.  Hiernach  beträgt  die  Invaliden- 
pension 605  M  =  29%  des  versicherten  Einkommens  oder  21% 
des  zuletzt  versicherten  Einkommens. 

Die  Hinterbliebenenversicherung,  welche  der  Ausbau  der 
I.  V.  bietet,  ist  wesentlich  dadurch  eingeschränkt,  daß  als  Voraus- 
setzung für  den  Bezug  die  Erwerbsunfähigkeit  der  Witwe  gilt. 
Wir  mußten  ablehnen,  in  das  I.  V.  G.  eine  allgemeine  Hinter- 
bliebenenversicherung einzuführen.  Die  soziale  Lage  der  Arbeiter- 
witwen bedingte  das,  im  Gegensatz  hierzu  jedoch  bildet  die 
allgemeine  Hinterbliebenenversicherung  für  die  P.  A.-Witwen  eine 
Notwendigkeit. 

Um  die  Höhe  der  Hinterbliebenenbezüge  an  dem  Normalfall 
zu  zeigen,  nehmen  wir  an:  Die  Durchschnittszahl  der  beim  Tode 
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des  Mannes  unversorgten  Kinder  beträgt  2.  Die  Hinterbliebenen- 
bezüge betragen  hiernach  beim  Tode  des  Mannes  und  vorHegender 
Erwerbsunfähigkeit  der  Witwe  367,70  M=  61%  der  Invahden- 
pension  des  Mannes.  Diese  Summe  ist,  wenn  auch  nicht  in  % 
der  InvaHdenpension,  so  doch  absolut  genommen,  sehr  gering. 

Wir  glauben  so  gezeigt  zu  haben,  daß  der  Ausbau  der  I.  V.  in 
materieller  Hinsicht  nicht  genügt.  Die  I.  V.  ist,  wie  die  nachstehende 
Übersicht  zeigt,  nur  auf  die  niederen  Einkommensschichten  zu- 
geschnitten. 

Die  Alters-  und  Invalidenrente  beträgt  in  %  des  durch  die 
bezeichneten  Lohnklassen  gegebenen  Arbeitsverdienstes: 
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Die  Renten  sind  als  %satz  des  Durchschnittsverdienstes  in 
den  unteren  Gehaltsklassen  weit  größer  als  in  den  oberen.  Diese 
Tatsache  ist  durch  den  Reichszuschuß,  sowie  durch  die  technisch 
geringe  Anpassung  der  Grundbeträge  an  den  Arbeitsverdienst  zu 
erklären. 

Die  Anfügung  neuer  Lohnklassen  vermag  den  P.  A.  keine 
durchschnittliche  Steigerung  der  Renten  zu  bringen.  Man  hat 
deshalb  vorgeschlagen,  den  einzelnen  Lohnklassen  eine  andere 
Grundlage  zu  geben,  indem  in  allen  Lohnklassen  der  wirkHche 
Arbeitsverdienst  versichert  wird^).  Jeder  solcher  Vorschlag  hat 
jedoch  nur  theoretischen  Wert  und  ist  deshalb  von  realem  Ge- 
sichtspunkte aus  abzulehnen. 

Wenn  auch  der  Ausbau  der  I.  V.  den  materiellen  Interessen 
der  P.  A.  nicht  entspricht,  so  besitzt  er  doch  einen  großen 
Vorzug,  .  der  in  der  relativen  Leistungsfähigkeit  der  I.  V.  liegt. 
Diese  beruht  auf  folgenden  Gründen: 


^)  Vgl.  Molkenbiihr:  Rente  oder  Almosen:  Handlungsgohilfonzcitung  No.  lO.  1909. 
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1.  Das  I.  V.  G.  erfaßt  einen  großen  Kreis  von  Versicherten 
und  durch  Einbeziehung  der  P.  A.  auch  bessere  Risiken. 

2.  Viele  Versicherte  geben  im  I.  V.  G.  die  Versicherung  auf, 
wodurch  dem  Versicherungsträger  die  Beiträge  ohne  Gegen- 
leistung zugeführt  werden. 

3.  Der  Reichszuschuß  übernimmt  einen  großen  Teil  der 
Lasten,  erniedrigt  also  die  Prämien. 

4.  Für  die  dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Versicherung  ist  • 
eine  Garantie  des  Bundesstaates  gegeben. 

B.  Der  finanzielle  Gesichtspunkt. 

Die  für  den  Ausbau  der  Invalidenversicherung  vorgeschlagenen 
Änderungen  beschränken  sich  auf  ein  Mindestmaß.  Dies  ist  geboten, 
weil  die  Änderungen  sich  auf  alle  dem  I.  V.  G.  unterstellten  Personen 
erstrecken,  und  weil  dadurch  dem  Arbeitgeber,  dem  Arbeiter  und 
dem  Reich  erhöhte  Lasten  auferlegt  werden.  Die  Arbeitgeber- 
beiträge erhöhen  sich  in  doppelter  Weise,  indem  höhere  Beiträge 
für  Arbeiter  und  P.  A.  zu  zahlen  sind.  Es  dürfte  sich  bei  An- 
nahme eines  Durchschnittseinkommens  von  1200  M  für  die  in  der 
I.  V.  versicherten  Personen  für  den  Arbeitgeber  eine  Mehrbelastung 
von  jährlich  2 14 134460  M  ergeben,  eine  sozialpolitische  Last, 
durch  die  ernste  Bedenken  für  unsere  Volkswirtschaft  entstehen. 
Auch  die  Finanzlage  des  Reiches,  das  durch  diese  Reform  zu 
erheblichen  Mehrausgaben  veranlaßt  wird,  erfordert,  besonders 
unter  den  heutigen  Auspizien,  gebieterisch  Rücksichtsnahme.  Wenn 
auch  die  sozialpolitischen  Lasten  die  traurige  Finanzlage  des  Reiches 
nicht  verursacht  haben,  so  dürfte  doch  der  Schluß  unrichtig  sein, 
daß  das  Reich  zur  Befriedigung  anerkannter  Bedürfnisse  auf  alle 
Fälle  Mittel  zur  Verfügung  stellen  müsse,  wenigstens  nicht  solange 
es  einen  Ausweg  gibt,  der  diese  Unterstützung  überflüssig  macht. 

C.  Der  sozialpolitische  Gesichtspunkt. 

Der  gegenwärtige  Stand  der  Vereinheitlichungsbestrebungen 
ist  in  dem  Entwurf  einer  Reichsversicherungsordnung  niedergelegt. 
Wenn  auch  der  Gedanke  einer  Verschmelzung  der  Versicherungs- 
zweige für  absehbare  Zeit  als  erledigt  gelten  kann,  so  wird  doch 
stets  eine  Vereinheitlichung  und  Vereinfachung  der  Arbeiter- 
versicherung zu  erstreben  und  daran  festzuhalten  sein,  daß  neu 
geplante  Versicherungseinrichtungen  in  den  gegebenen  Rahmen 
sich  einfügen. 
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Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  erscheint  der  Ausbau  der  I.  V. 
als  der  beste  Weg.  Die  Pensionsversicherung  gHedert  sich  ein- 
heithch  in  die  Sozialversicherung  ein.  Eine  Zersplitterung  des 
Versicherungswesens  wird  vermieden.  Durch  die  Ausdehnung  auch 
auf  weitere  höhere  Kreise  wird  die  Einrichtung  gehoben,  jede  Un- 
gerechtigkeit beseitigt  und  ein  großzügiges  Werk  geschaffen.  Nicht 
nur  für  die  P.  A.  bildet  der  Ausbau  eine  Notwendigkeit,  sondern 
auch  für  Arbeiter,  Handwerker  usw.  und  ist  gerade  für  diese  von 
größter  Bedeutung.  Der  Gedanke  einer  allgemeinen  Volksversiche- 
rung wird  so  am  zweckentsprechendsten  durchgeführt. 

D.  Schlußergebnis. 

Wir  fassen  das  Resultat  unserer  Prüfung  dahin  zusammen: 
Der  Ausbau  der  I.  V.  hat  3  Vorzüge: 

1.  Es  wird  kein  neuer  Versicherungsträger  geschaffen  und 
eine  Zersplitterung  der  Sozialversicherung  mit  ihren  nach- 
teiligen Folgen  vermieden. 

2.  Die  gleiche  Behandlung  der  P.  A.  und  Arbeiter  in  der 
sozialen  Fürsorge  läßt  keine  Ungerechtigkeit  entstehen. 

3.  Die  Leistungsfähigkeit  wird  erhöht. 

So  groß  diese  Vorteile  sind,  sie  vermögen  die  beiden  Nachteile 
nicht  aufzuwiegen,  nämlich: 

1 .  daß  der  Ausbau  für  den  Arbeitgeber  zu  hohe  Kosten  ver- 
ursacht und  die  Finanzlage  des  Reiches  noch  mehr  ge- 
fährdet, und 

2.  in  materieller  Hinsicht  den  als  berechtigt  anerkannten 
Forderungen  der  P.  A.  nicht  genügt  und  niemals  genügen 
kann. 


2.  Abschnitt. 

Die  freiwillige  Zusatzversicherung  nach  dem  Vorschlag  der 
Reichsversicherungsordnung. 

Die  Regierung  gibt  in  der  Begründung  zur  Reichsversichcrungs- 
ordnung  zu  erkennen,  daß  sie  nicht  gewillt  ist,  durch  die  Anfügung 
neuer  Lohnklassen  einen  Ausbau  der  Invalidenversicherung  vor- 
zunehmen. »Der  Grundgedanke  ist  gesund,  er  muß  auch  auf  dem  einen 
oder  anderen  Wege  zum  Ziele  führen«  (v.  Bethmann).  Die  Re- 
gierung will  durch  Einfügung  einer  freiwilligen  Zusatzvcrsichorung 
den  Wünschen  des  Mittelstandes  nach  einer  seine  W^rhältnisse 
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berücksichtigenden  Ausgestaltung  der  Sozialversicherung  entgegen 
kommen.  Wir  wollen  den  Vorschlag  prüfen,  insbesondere  sehen, 
ob  er  den  berechtigten  Interessen  der  P.  A.  entspricht. 

Die  freiwillige  Zusatzversicherung  weist  in  ihrer  vorgeschlagenen 
Gestalt  drei  große  Vorzüge  auf. 

1.  Nachteile  versicherungsmathematischer  oder  finanzieller 
Art  werden  vermieden. 

2.  Eine  Mehrbelastung  des  Reiches  tritt  nicht  ein. 

3.  Die  freiwillige  Zusatz  Versicherung  ermöglicht,  zu  billigen 
Prämiensätzen  hohe  Invalidenpensionen  zu  erreichen. 

Der  vorgeschlagene  Ausbau  entspricht  jedoch  in  seiner  jetzigen 
Form  den  Interessen  der  P,  A.  nicht.  Diese  Ansicht  stützt  sich 
auf  folgende  Sätze: 

1.  Der  Invaliditätsbegriff  hat  keine  zweifelsfreie  Auslegung 
nach  der  Berufsinvalidität  hin  erfahren. 

2.  Die  Zusatz  Versicherung  trägt  nicht  zur  Erhöhung  der 
Alters-  und  Hinterbliebenenfürsorge  bei. 

3.  Die  Regierung  läßt  die  Gehaltsgrenze  von  2000  M.  für 
die  Versicherungspflicht  der  P.  A.  bestehen. 

4.  Der  Bezug  der  Altersrente  ist  nicht  auf  das  65.  Lebensjahr 
herabgesetzt  worden. 

5.  Der  wichtigste  Einwand  aber,  welcher  gegen  die  Zusatz- 
versicherung spricht,  wendet  sich  gegen  ihre  Grundlage,  nämlich 
die  Freiwilligkeit.  Als  freiwillige  Versicherung  ist  sie  wohl  für 
den  selbständigen  Mittelstand  brauchbar  und  auch  nur  so  durch- 
führbar. Allein  für  die  erwerbstätigen  Arbeiter  und  P.  A.  möchte 
ich  sie  ablehnen.  Es  handelt  sich  bei  den  Bestrebungen  der  P.  A. 
nach  einer  erhöhten  Fürsorge  um  ein  sozialpolitisches  Bedürfnis 
der  Allgemeinheit.  »Eine  solche  Sicherstellung  der  Fürsorge  bleibt 
aber  ausgeschlossen,  wenn  die  Benützung  der  behufs  Befriedigung 
des  Bedürfnisses  zu  schaffenden  Einrichtung,  möge  sie  im  übrigen 
noch  so  zweckmäßig  sein,  lediglich  dem  freien  Willen  der  Be- 
teiligten überlassen  bleibt«.  Sagt  dies  im  Jahre  1888  die  Regierung 
für  die  Arbeiterversicherung,  so  gilt  dies  heute  in  gleicher  Weise 
für  die  Pensionsversicherung  der  P.  A. 

Wir  erkennen  daher  die  freiwillige  Zusatzversicherung  als 
eine  wichtige  Erweiterung  der  Invalidenversicherung  für  den  selb- 
ständigen Mittelstand  an,  möchten  sie  aber  als  eine  Erfüllung  der 
Forderungen  der  P.  A.  nach  Pensions-  und  Hinterbliebenenfürsorge 
ablehnen. 
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